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Antrag 
der Fraktion der SPD 

Voraussetzungen der Anerkennung der neuen Bundesrepublik Jugoslawien 
und Initiativen zur Wiederherstellung des Friedens in Bosnien-Herzegowina 

Der Bundestag wolle beschließen: 

I. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, fol-
gende Grundsätze für die völkerrechtliche Anerkennung der 

Bundesrepublik Jugoslawien als gemeinsame europäische 
Position durchzusetzen und in diesem Sinne auf die EG und die 

KSZE einzuwirken: 

— die von Serbien und Montenegro proklamierte neue „Bun-
desrepublik Jugoslawien" so lange nicht anzuerkennen, so-
lange dieser neue Staat die KSZE-Prinzipien und die von der 
EG am 16. Dezember 1991 aufgestellten Kriterien nicht er-
füllt. Eine Bundesrepublik Jugoslawien, die weiterhin die 
Rechte der Albaner im Kosovo, der Ungarn in der Vojvodina 
und anderer Minderheiten in ihrem Staatsgebiet mißachtet, 
kann nicht mit der internationalen Anerkennung rechnen; 

— die von der neuen Bundesrepublik Jugoslawien geforderte 
Rechtsnachfolge der ehemaligen „Sozialistischen Födera-
tiven Republik Jugoslawien" abzulehnen und darauf hinzu-
wirken, daß sich der neue Staat den gleichen Bedingungen 
und Prozeduren unterwirft wie vor ihm Slowenien, Kroatien 
und Bosnien-Herzegowina; 

— auf dem sofortigen Rückzug der sogenannten jugoslawi-
schen Bundesarmee aus Bosnien-Herzegowina und Kroatien 
zu bestehen, für deren Stationierung in den anderen souve-
ränen Republiken des ehemaligen Jugoslawiens keinerlei 
rechtliche Grundlage besteht. 

II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung darüber 
hinaus auf, 

— sich gemeinsam mit den EG-Partnern für die Stationierung 
von Friedenstruppen der Vereinten Nationen in den um-
kämpften Gebieten von Bosnien-Herzegowina einzusetzen; 

— für Sanktionen der Vereinten Nationen und der EG gegen 
die Bundesrepublik Jugoslawien einzutreten, die insbeson- 
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dere die Lieferung aller Güter von strategischer Bedeutung 
(Erdöl, Maschinen, Fahrzeuge, Elektronik usw.) in die Bun-
desrepublik Jugoslawien unterbinden. 

Bonn, den 6. Mai 1992 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 


